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328. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Vertrages über die internationale Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben fol-
gende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw. Bei-
trittsurkunden zum Vertrag über die internationale
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Patentwesens
(BGBl. Nr. 348/1979 idF BGBl. Nr. 525/1984) hin-
terlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Australien 31. Dezember 1979
Barbados 12. Dezember 1984
Belgien 14. September 1981
Benin 26. November 1986
Bulgarien 21. Feber 1984
Italien 28. Dezember 1984
Republik Korea 10. Mai 1984
Demokratische

Volksrepublik Korea 8. April 1980
Liechtenstein 19. Dezember 1979
Mali 19. Juli 1984
Mauretanien 13. Jänner 1983
Monaco 22. März 1979
Niederlande 10. April 1979
Norwegen 1. Oktober 1979
Rumänien 23. April 1979
Sri Lanka 26. November 1981
Sudan 16. Jänner 1984
Ungarn 27. März 1980

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunden haben nachstehende Staa-
ten folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen
abgegeben:

Bulgarien

„Bulgarien betrachtet sich als nicht durch Art. 59
des Vertrages über die internationale Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Patentwesens gebunden,
wonach jede Streitigkeit zwischen zwei oder meh-
reren Vertragsparteien, die nicht auf dem Verhand-
lungsweg beigelegt wird, vor den Internationalen
Gerichtshof gebracht werden kann."

Republik Korea

„Die Republik Korea erklärt gemäß Art. 64
Abs. 1 des genannten Vertrages, daß sie durch die
Bestimmungen des Kapitels II betreffend die inter-
nationale vorläufige Prüfung nicht gebunden ist."

Niederlande

„Das Königreich der Niederlande ist Mitglied-
staat des am 5. Oktober 1973 in München abge-
schlossenen Übereinkommens über die Erteilung
europäischer Patente *) (im folgenden „das Über-
einkommen" genannt). Gemäß Art. 45 des Vertra-
ges über die internationale Zusammenarbeit auf
dem Gebiete des Patentwesens (im folgenden „der
Vertrag" genannt) kann eine internationale Patent-

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 350/1979
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anmeldung, in der das Königreich der Niederlande
als Bestimmungsstaat oder ausgewählter Staat
benannt wird, demnach auch im Hinblick auf die
Erteilung eines europäischen Patents beantragt
werden. In seinem innerstaatlichen Recht hat das
Königreich für sich selbst nicht die in Art. 45 Abs. 2
des Vertrages vorgesehene Möglichkeit vorgese-
hen.

In diesem Zusammenhang ist folgendes zu
bemerken. Das im Königreich geltende nationale
Patentrecht gilt für die Gesamtheit des Königrei-
ches, das heißt für die Niederlande und die Nieder-
ländischen Antillen, und Patente, die aufgrund
einer internationalen Patentanmeldung erteilt wur-
den, in der das Königreich als Bestimmungsstaat
benannt wird und in der der Anmelder nicht gemäß
Art. 4 Abs. 1 lit. ii des Vertrages auf seinen Wunsch
hingewiesen hat, ein europäisches Patent zu erhal-
ten, haben rechtliche Folgen für das gesamte
Königreich.

Gemäß Art. 168 jedoch ist das Übereinkommen
nicht auf die Niederländischen Antillen anzuwen-
den und findet folglich nur auf die Niederlande
Anwendung. Folglich haben gemäß dem Überein-
kommen erteilte Patente, einschließlich europäi-
scher Patente, die aufgrund einer internationalen
Patentanmeldung erteilt wurden, in welcher das
Königreich als Bestimmungsstaat benannt wird und
in der der Anmelder gemäß Art. 4 Abs. 1 lit. ii des
Vertrages auf seinen Wunsch hingewiesen hat, ein
europäisches Patent zu erhalten, nur rechtliche Fol-
gen in den Niederlanden allein und nicht in den
Niederländischen Antillen."

Rumänien

„Rumänien erklärt gemäß Art. 64 Abs. 5, daß es
sich selbst als nicht durch Art. 59 des Vertrages
über die internationale Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Patentwesens gebunden betrachtet.

Rumänien ist der Auffassung, daß Streitigkeiten
über die Auslegung oder Anwendung des Vertrages
oder der Ausführungsordnung nur mit Zustim-
mung aller Streitparteien in jedem einzelnen Fall
vor den Internationalen Gerichtshof gebracht wer-
den können."

Frankreich, Luxemburg und die Vereinigten
Staaten haben am 12. März 1981 bzw. 15. Dezem-
ber 1981 und 1. April 1987 ihre Erklärungen, durch
die Bestimmungen des Kapitels II des Vertrages
nicht gebunden zu sein, zurückgezogen.

Japan hat seinen in bezug auf Art. 39 Abs. 1 lit. a
erklärten Vorbehalt mit Wirkung vom 1. Novem-
ber 1985 zurückgezogen.

Das Vereinigte Königreich hat am 6. Jänner
1981 und 27. Juli 1983 den Geltungsbereich des
genannten Vertrages auf Hongkong bzw. die Insel
Man ausgedehnt.

Mock

3 2 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz
des gewerblichen Eigentums vom 20. März
1883, revidiert in Brüssel am 14. Dezember
1900, in Washington am 2. Juni 1911, im Haag
am 6. November 1925, in London am 2. Juni

1934 und in Lissabon am 31. Oktober 1958

Nach Mitteilung der Regierung der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft haben die Bahamas am
27. Juli 1976 erklärt, sich auch nach Erlangung der
Unabhängigkeit an die Pariser Verbandsüberein-
kunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums vom
20. März 1883, revidiert in Brüssel am 14. Dezem-
ber 1900, in Washington am 2. Juni 1911, im Haag
am 6. November 1925, in London am 2. Juni 1934
und in Lissabon am 31. Oktober 1958 (BGBl.
Nr. 385/1969, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 403/1969) gebunden zu erach-
ten.

Vranitzky

330. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Zollabkommens über die vorübergehende

Einfuhr von Umschließungen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens haben folgende weitere Staaten ihre
Beitrittsurkunden zum Zollabkommen über die
vorübergehende Einfuhr von Umschließungen
(BGBl. Nr. 191/1962, letzte Kundmachung des
Geltungsbereiches BGBl. Nr. 280/1974) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Kenia 31. August 1983
Republik Korea 21. Oktober 1975
Simbabwe 18. Feber 1987
Vereinigtes Königreich

(einschließlich Mont-
serrat, Gibraltar,
St. Helena und Gil-
bert-Inseln) 1. April 1977

Das Vereinigte Königreich hat anläßlich der
Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde den in Art. 20
Abs. 1 vorgesehenen Vorbehalt erklärt.

Vranitzky
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331 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Zollabkommens über die vorübergehende

Einfuhr von Berufsausrüstung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des
Zollwesens haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Zollab-
kommen über die vorübergehende Einfuhr von
Berufsausrüstung samt dessen Anlagen A, B und C
(BGBl. Nr. 1/1963, letzte Kundmachung des Gel-
tungsbereiches BGBl. Nr. 438/1972) hinterlegt:

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde

Japan 1. August 1973
Simbabwe 18. Feber 1987
Türkei 23. August 1974
Zypern 15. Dezember 1972

Das Vereinigte Königreich hat den Geltungsbe-
reich des Abkommens einschließlich dessen Anla-
gen A, B und C am 14. Dezember 1973 auf Hong-
kong ausgedehnt.

Griechenland hat am 23. Jänner 1974 seine Bei-
trittsurkunde auch zu Anlage C hinterlegt.

Vranitzky

332. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Legitimation

durch nachfolgende Ehe

Nach Mitteilung der Schweizerischen Regierung
hat Griechenland am 22. Jänner 1987 die in Art. 11
des Übereinkommens über die Legitimation durch
nachfolgende Ehe (BGBl. Nr. 102/1976, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 429/1983) vorgesehene Notifikation hinterlegt.

Bei dieser Gelegenheit hat Griechenland den
anläßlich der Unterzeichnung des Übereinkom-
mens erklärten Vorbehalt bestätigt, wonach es sich
in Anwendung des Art. 2 das Recht vorbehält, die
Legitimation als nicht wirksam anzusehen:

a) wenn bewiesen ist, daß das Kind nicht von
denjenigen abstammt, die es legitimiert
haben;

b) wenn die auf griechischem Hoheitsgebiet
geschlossene Ehe nach griechischem Recht
nicht zustandegekommen oder nichtig ist;

c) wenn die Ehe eines griechischen Staatsbür-
gers nach griechischem Recht nicht zustande-
gekommen oder nichtig ist.

Vranitzky

333. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
30. Juni 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Internationalen Paktes über bürgerliche

und politische Rechte

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Internationalen Pakt über bürgerliche und politi-
sche Rechte (BGBl. Nr. 591/1978, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 424/1985)
hinterlegt:

Staaten
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde

Argentinien 8. August 1986
Niger 7. März 1986
Philippinen 23. Oktober 1986
San Marino 18. Oktober 1985
Sri Lanka 11. Juni 1980
Sudan 18. März 1986

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat Argentinien nachstehenden Vorbehalt
erklärt:

„Die Argentinische Regierung erklärt, daß die
Anwendung des Art. 15 Abs. 2 des Internationalen
Paktes über bürgerliche und politische Rechte dem
in Art. 18 der Argentinischen Verfassung vorge-
schriebenen Grundsatz unterworfen sein soll."

Nachstehende Staaten haben Erklärungen
gemäß Art. 41 des Paktes abgegeben:

Staaten: Datum der Abgabe
der Erklärung:

Argentinien 8. August 1986
Bundesrepublik Deutschland 28. März 1981

(für die Dauer von
5 Jahren)
24. März 1986
(für die Dauer von
5 Jahren)

Dänemark 19. April 1983
Ekuador 6. August 1984
Island 22. August 1979
Italien 15. September 1978
Kanada 29. Oktober 1979
Luxemburg 18. August 1983
Peru 9. April 1984
Philippinen 23. Oktober 1986
Senegal 5. Jänner 1981
Spanien 25. Jänner 1985

(für die Dauer von
3 Jahren)

Sri Lanka 11. Juni 1980

Weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen zufolge haben:
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Australien anläßlich der Ratifikation nachste-
hende Vorbehalte erklärt:

„Artikel 2 und 50

Australien teilt mit, daß es, nachdem sich die
Bevölkerung zu einem einzigen Volk in einem
Bund (Commonwealth) unter der Krone zusam-
mengeschlossen hat, ein bundesstaatliches Verfas-
sungssystem besitzt. Es ist damit einverstanden, daß
sich die Bestimmungen des Paktes auf alle Teile
Australiens als einem Bundesstaat, ohne jede
Beschränkung oder Ausnahme, erstrecken. Es mel-
det insofern einen allgemeinen Vorbehalt an, als
Artikel 2 Absatz 2 und 3 und Artikel 50 im Ein-
klang mit und vorbehaltlich der Bestimmungen des
Artikels 2 Absatz 2 in Kraft gesetzt werden.

Gemäß Artikel 2 Absatz 2 müssen die Schritte,
die notwendig sind, um die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, mit denen den in diesem Pakt
anerkannten Rechten Wirksamkeit verliehen wird,
im Einklang mit den verfassungsmäßigen Verfah-
ren der einzelnen Vertragsstaaten erfolgen, die im
Falle Australiens die Verfahren eines Bundes sind,
in dem die Befugnisse innerhalb von Gesetzgebung,
Vollziehung und Gerichtsbarkeit, mit denen den in
diesem Pakt anerkannten Rechten Wirksamkeit
verliehen wird, zwischen den bundesstaatlichen
(Commonwealth-)Behörden und den Behörden der
Gliedstaaten aufgeteilt sind.

Insbesondere wird, was die australischen Staaten
betrifft, die Durchführung jener Bestimmungen des
Paktes, für deren Gegenstand hinsichtlich Gesetz-
gebung, Vollziehung und Gerichtsbarkeit die Bun-
desbehörden zuständig sind, Sache dieser Behörden
sein; die Durchführung der Bestimmungen des
Paktes, für deren Gegenstand hinsichtlich Gesetz-
gebung, Vollziehung und Gerichtsbarkeit die
Behörden der Gliedstaaten zuständig sind, werden
Sache dieser Behörden sein; die Durchführung von
Bestimmungen, die sowohl bundes- wie gliedstaatli-
che Aspekte haben, wird dementsprechend Sache
der jeweils verfassungsmäßig zuständigen Behör-
den sein (für Zwecke der Durchführung wird das
Nordterritorium als Gliedstaat angesehen).

Zu diesem Zweck hat die australische Regierung
mit den verantwortlichen Staats- und Territoriums-
ministern Beratungen mit dem Ziel durchgeführt,
zu kooperativen Vereinbarungen für die Koordi-
nierung und Erleichterung der Durchführung des
Paktes zu gelangen."

„Artikel 10

Australien anerkennt den in Artikel 10 Absatz 1
enthaltenen Grundsatz und die allgemeinen Grund-
sätze der übrigen Absätze dieses Artikels, meldet
jedoch den Vorbehalt an, daß diese und andere
Bestimmungen des Paktes Gesetze und sonstige
Rechtsvorschriften der derzeit in Australien gelten-
den Art betreffend die Aufrechterhaltung der Dis-
ziplin in Strafanstalten unberührt lassen. Betreffend

Absatz 2 (a) wird der Grundsatz der Trennung als
ein schrittweise zu erreichendes Ziel anerkannt.
Betreffend die Absätze 2 (b) und 3 (zweiter Satz)
wird die Verpflichtung zur Trennung nur so weit
anerkannt, als die Trennung von den zuständigen
Behörden als günstig für die betroffenen Jugendli-
chen oder Erwachsenen angesehen wird."

„Artikel 14

Australien stimmt dem Absatz 3 (b) mit der Maß-
gabe zu, daß mit dem Hinweis auf hinreichende
Gelegenheit nicht gefordert ist, den Angeklagten
alle Gelegenheiten zu bieten, die dem Rechtsvertre-
ter eines Angeklagten zur Verfügung stehen.

Australien anerkennt die Forderung des Absat-
zes 3 (d), derzufolge jeder Angeklagte das Recht
hat, bei der Verhandlung anwesend zu sein, behält
sich aber das Recht vor, einen Angeklagten auszu-
schließen, wenn er durch sein Verhalten den Fort-
gang der Verhandlung unmöglich macht.

Australien legt den Absatz 3 (d) des Artikels 14
dahingehend aus, daß er vereinbar ist mit Formen
der Verteidigung, die vorsehen, daß der Verteidigte
einen Beitrag zu den Kosten der Verteidigung zu
leisten hat, der seiner Zahlungsfähigkeit entspricht
und dem Gesetz entsprechend bestimmt wird, oder
daß bei anderen als schweren Straftaten eine Ver-
teidigung nur nach Berücksichtigung aller erhebli-
chen Umstände beigestellt wird.

Australien macht den Vorbehalt, daß die Zuer-
kennung einer Entschädigung nach Fehlurteilen
unter den in Artikel 14 Absatz 6 genannten
Umständen eher im Rahmen eines Verwaltungsver-
fahrens erfolgt als auf Grund einer bestimmten
gesetzlichen Bestimmung."

„Artikel 17

Australien stimmt den in Artikel 17 aufgestellten
Grundsätzen zu, unbeschadet des Rechts, Gesetze
zu erlassen und anzuwenden, die, insoweit als sie
Maßnahmen gestatten, die in jemandes Privatleben,
seine Familie, Wohnung oder seinen Schriftverkehr
eingreifen, in einer demokratischen Gesellschaft im
Interesse der nationalen Sicherheit, der öffentlichen
Sicherheit, des wirtschaftlichen Wohlstandes des
Landes, des Schutzes der öffentlichen Gesundheit
oder Moral oder des Schutzes der Rechte und Frei-
heiten anderer notwendig sind."

„Artikel 19

Australien legt Artikel 19 Absatz 2 dergestalt aus,
daß er vereinbar ist mit der im öffentlichen Inter-
esse erfolgenden Regelung des Radio- und Fern-
sehwesens, die darauf abzielt, der australischen
Bevölkerung die bestmöglichen Rundfunksendun-
gen zur Verfügung zu stellen."

„Artikel 20

Australien legt die in den Artikeln 19, 21 und 22
vorgesehenen Rechte dergestalt aus, daß sie mit
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Artikel 20 vereinbar sind; dementsprechend behal-
ten sich der Bund und die Gliedstaaten, die hin-
sichtlich des Gegenstandes des Artikels, in Angele-
genheiten, die für die öffentliche Ordnung von
praktischer Bedeutung sind, Gesetze erlassen hat,
das Recht vor, keine weiteren diesbezüglichen
gesetzgeberischen Maßnahmen zu treffen."

„Artikel 25

Dem Hinweis auf „allgemeine und gleiche Wah-
len" in Artikel 25 Absatz (b) wird zugestimmt
unbeschadet von Rechtsvorschriften, die vorsehen,
daß Faktoren wie etwa Regionalinteressen bei der
Festlegung von Wahlbezirken berücksichtigt wer-
den können, oder die Sonderbedingungen festlegen
für kommunale oder andere lokale Wahlgänge im
Zusammenhang mit den Einnahmequellen und der
Tätigkeit der betreffenden Regierungen."

„Verurteilte

Australien erklärt, daß die in Australien derzeit
geltenden Gesetze betreffend die Rechte von Per-
sonen, die wegen schweren Straftaten verurteilt
wurden, im allgemeinen mit den Forderungen der
Artikel 14, 18, 19, 25 und 26 vereinbar sind, und
behält sich das Recht vor, keine Abänderung dieser
Gesetze anzustreben."

„Diskriminierung und Unterscheidung

Die Bestimmungen der Artikel 2 (1) und 24 (1),
25 und 26 betreffend Diskriminierung und Unter-
scheidung zwischen Personen lassen die Gesetze
unberührt, deren Ziel es ist, für die Angehörigen
einer oder mehrerer Menschengruppen den glei-

chen Genuß der im Pakt umschriebenen Rechte zu
erlangen. Australien anerkennt den Artikel 26 auf
der Grundlage, daß es das Ziel dieser Bestimmung
ist, das Recht eines jeden auf gleiche Behandlung
vor dem Gesetz zu bekräftigen."

Mit 6. November 1984 hat Australien diese Vor-
behalte und Erklärungen mit Ausnahme der Vorbe-
halte zu Art. 10 Abs. 2 (a), 2 (b) und 3, Art. 14
Abs. 6 und Art. 20 zurückgezogen und nachste-
hende Erklärung abgegeben:

„Australien hat ein bundesstaatliches Verfas-
sungssystem, in dem die gesetzgebende und die
vollziehende Gewalt sowie die Gerichtsbarkeit zwi-
schen dem Bund und den Gliedstaaten geteilt oder
aufgeteilt ist. Die Durchführung des Vertrages in
ganz Australien erfolgt durch die Behörden des
Bundes, der Staaten und der Gebiete entsprechend
ihren jeweiligen verfassungsmäßigen Befugnissen
und Vereinbarungen betreffend ihre Geschäftsfüh-
rung."

die Niederlande am 20. Dezember 1983 ihren
Vorbehalt zu Art. 25 c zurückgezogen;

Norwegen am 21. November 1979 seinen Vorbe-
halt zu Art. 6 Abs. 4 zurückgezogen.

Die Kundmachung BGBl. Nr. 424/1985 wird
dahingehend berichtigt, daß Spanien nicht am
25. Jänner 1985 sondern bereits am 27. April 1967
seine Ratifikationsurkunde zum Internationalen
Pakt über bürgerliche und politische Rechte hinter-
legt hat.

Vranitzky

334.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlagen wird genehmigt.

(Übersetzung)

Ü B E R E I N K O M M E N
ÜBER DIE INTERNATIONALE ZUSAM-
MENARBEIT AUF DEM GEBIET DER
VERWALTUNGSHILFE FÜR FLÜCHT-

LINGE
Angenommen durch die Generalversammlung am
6. September 1984 in Rom

Die Unterzeichnerstaaten dieses Übereinkom-
mens, Mitglieder der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen, in dem Wunsch, zur
Anwendung des Artikels 25 der Konvention über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, unterzeichnet in
Genf am 28. Juli 1951 *), eine internationale ver-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 55/1955
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waltungsbehördliche Zusammenarbeit zur Bestim-
mung der Identität und des Personenstandes von
Flüchtlingen ins Leben zu rufen, unter Bezug-
nahme auch auf die Bestimmungen des Europäi-
schen Übereinkommens über die Einholung von
Auskünften und die Aufnahme von Beweisen in
Verwaltungsangelegenheiten im Ausland, unter-
zeichnet in Straßburg am 15. März 1978, haben
folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Zur Ausstellung von Dokumenten oder
Bescheinigungen gemäß Artikel 25 der Konvention
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, unterzeich-
net in Genf am 28. Juli 1951, kann sich der Ver-
tragsstaat, auf dessen Gebiet ein Flüchtling im Sinn
der erwähnten Konvention und des Protokolls über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, an jeden anderen Vertrags-
staat wenden, in dessen Gebiet der Flüchtling frü-
her seinen Aufenthalt gehabt hat, um Auskünfte
über die Identität und den Personenstand, unter
denen der Flüchtling in diesem Staat anerkannt
oder registriert worden ist, zu erhalten.

(2) Eine solche Anfrage darf in keinem Fall an
den Herkunftsstaat des Flüchtlings gerichtet wer-
den. Gegenüber jedem anderen Staat wird der Auf-
enthaltsstaat von einer solchen Anfrage absehen,
wenn diese geeignet ist, die Sicherheit des Flücht-
lings oder seiner Familienangehörigen zu beein-
trächtigen.

(3) Der ersuchende Staat darf gemäß diesem
Übereinkommen erhaltene Auskünfte nur zu den in
Absatz 1 angeführten Zwecken verwenden.

Artikel 2

(1) Der Austausch von Auskünften erfolgt unmit-
telbar oder auf diplomatischem oder konsulari-
schem Weg zwischen den in Artikel 3 angeführten
Behörden, unter Verwendung eines mehrsprachi-
gen Vordrucks, dessen Muster dem Übereinkom-
men angeschlossen ist.

(2) Die ersuchte Behörde muß im Vordruck und
zu den erbetenen Angaben der ersuchenden
Behörde die Auskünfte geben, über die sie verfügt,
sofern sie nicht der Ansicht ist, daß deren Mittei-
lung geeignet ist, den ordre public oder die Sicher-
heit des Flüchtlings oder seiner Familienangehöri-
gen zu beeinträchtigen.

(3) Der Vordruck ist so rasch wie möglich und
kostenlos zurückzusenden.

Artikel 3

Jeder Staat hat bei der Unterzeichnung, der Rati-
fikation, der Annahme, der Genehmigung oder
beim Beitritt die zentrale Behörde anzugeben, die
er einerseits zur Einbringung der Anfrage, anderer-
seits zu deren Beantwortung bestimmt hat. Bundes-
staaten können mehrere Behörden bestimmen.
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Artikel 4

(1) Alle Eintragungen auf dem Vordruck sind in
lateinischen Druckbuchstaben vorzunehmen; sie
können außerdem in den Schriftzeichen der Spra-
che der ersuchenden Behörde geschrieben werden.

(2) Ist die ersuchende oder die ersuchte Behörde
nicht in der Lage, ein Feld oder einen Teil eines
Feldes auszufüllen, so muß dieses Feld oder dieser
Teil des Feldes durch Striche unbenützbar gemacht
werden.

Artikel 5

(1) Ein Datum ist in arabischen Ziffern einzutra-
gen, die unter den Zeichen Jo, Mo und An in dieser
Reihenfolge den Tag, den Monat und das Jahr
bezeichnen. Der Tag und der Monat sind durch
zwei, das Jahr ist durch vier Ziffern zu bezeichnen.
Die ersten neun Tage des Monats und die ersten
neun Monate des Jahres sind durch die Ziffern 01
bis 09 zu bezeichnen.

(2) Dem Namen jedes im Vordruck genannten
Ortes ist der Name des Staates beizufügen, in dem
dieser Ort liegt, wenn dieser Staat nicht derjenige
ist, dessen Behörde das Ersuchen stellt.

(3) Es sind ausschließlich folgende Zeichen zu
verwenden:

— zur Bezeichnung des männlichen Geschlech-
tes der Buchstabe M, zu der des weiblichen
Geschlechtes der Buchstabe F;

— zur Bezeichnung der Staatsangehörigkeit die
Buchstaben, mit denen das Land der Kraftwa-
genzulassung angegeben wird;

— zur Bezeichnung des Familienstandes der
Buchstabe C für eine unverheiratete Person,
die Buchstaben Ma für eine verheiratete Per-
son, Dm für den Tod des Ehemannes, Df für
den Tod der Ehefrau, Div für die Scheidung,
Sc für die Trennung von Tisch und Bett, A
für die Aufhebung der Ehe;

— zur Bezeichnung von Flüchtlingen die Buch-
staben REF;

— zur Bezeichnung der Staatenlosigkeit die
Buchstaben APA.

(4) Bei Heirat, Trennung von Tisch und Bett,
Scheidung oder Aufhebung der Ehe sind nach dem
sich darauf beziehenden Zeichen das Datum und
der Ort des Ereignisses anzuführen.

Artikel 6

(1) Auf der Vorderseite jedes Vordrucks ist der
unveränderliche Wortlaut mit Ausnahme der im
Artikel 5 hinsichtlich des Datums vorgesehenen
Zeichen in mindestens zwei Sprachen zu drucken,
darunter in der Amtssprache oder einer der Amts-
sprachen des ersuchenden Staates und in französi-
scher Sprache.
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(2) Die Bedeutung der Zeichen muß zumindest
in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen
jedes Staates angegeben werden, der zur Zeit der
Unterzeichnung des Übereinkommens der Interna-
tionalen Kommission für das Zivilstandswesen
angehört, sowie in englischer Sprache.

(3) Die Rückseite jedes Vordrucks muß enthal-
ten:

— die Bezugnahme auf das Übereinkommen in
den in Absatz 2 dieses Artikels angegebenen
Sprachen;

— die Übersetzung des unveränderlichen Wort-
lauts in den in Absatz 2 dieses Artikels ange-
gebenen Sprachen, wenn diese Sprachen nicht
auf der Vorderseite verwendet worden sind;

— eine Zusammenfassung der Artikel 4 und 5
des Übereinkommens mindestens in der
Amtssprache oder einer der Amtssprachen der
ersuchenden Behörde.

(4) Jede Übersetzung bedarf der Genehmigung
durch das Büro der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen.

Artikel 7

Die Vordrucke sind zu datieren und mit der
Unterschrift und dem Siegel der ersuchenden und
der ersuchten Behörde zu versehen. Sie sind in den
Vertragsstaaten von der Beglaubigung und jeder
gleichwertigen Förmlichkeit befreit.

Artikel 8

Durch Flüchtlinge vorgelegte und aus ihrem
Herkunftsstaat stammende Urkunden betreffend
die Identität und den Personenstand sind in jedem
Vertragsstaat von der Beglaubigung und jeder
gleichwertigen Förmlichkeit befreit.

Artikel 9

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation,
Annahme oder Genehmigung; die Ratifikations-,
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden
beim Schweizerischen Bundesrat hinterlegt.

Artikel 10

(1) Dieses Übereinkommen tritt am ersten Tag
des dritten Monats in Kraft, der auf den Monat der
Hinterlegung der zweiten Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
folgt.

(2) Für den Staat, der das Übereinkommen nach
seinem Inkrafttreten ratifiziert, annimmt, geneh-
migt oder ihm beitritt, tritt das Übereinkommen am
ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den
Monat der Hinterlegung der Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde
durch diesen Staat folgt.
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Artikel 11

Jeder Mitgliedsstaat der Internationalen Kom-
mission für das Zivilstandswesen, der Europäischen
Gemeinschaften oder des Europarats kann diesem
Übereinkommen beitreten. Die Beitrittsurkunde
wird beim Schweizerischen Bundesrat hinterlegt.

Artikel 12

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind
nicht zulässig.

Artikel 13

(1) Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, der
Ratifikation, der Annahme, der Genehmigung oder
dem Beitritt oder jederzeit danach erklären, daß
sich dieses Übereinkommen auf die Gesamtheit der
Hoheitsgebiete, deren internationale Beziehungen
er wahrnimmt, oder auf eines oder mehrere dieser
Gebiete erstreckt.

(2) Diese Erklärung wird dem Schweizerischen
Bundesrat notifiziert; die Erstreckung wird zu dem
Zeitpunkt wirksam, in dem das Übereinkommen
für den betreffenden Staat in Kraft tritt, oder,
danach, am ersten Tag des dritten Monats, der auf
den Monat des Eingangs der Notifikation folgt.

(3) Jede Erstreckungserklärung kann durch eine
an den Schweizerischen Bundesrat gerichtete Noti-
fikation zurückgenommen werden; das Überein-
kommen ist mit dem ersten Tag des dritten Monats,
der auf den Monat des Eingangs der Notifikation
folgt, auf das bezeichnete Hoheitsgebiet nicht mehr
anzuwenden.

Artikel 14

(1) Dieses Übereinkommen gilt für unbegrenzte
Zeit.

(2) Jeder Vertragsstaat kann es aber nach Ablauf
eines Jahres, vom Inkrafttreten des Übereinkom-
mens für diesen Staat an gerechnet, jederzeit kün-
digen. Die Kündigung wird dem Schweizerischen
Bundesrat notifiziert; sie wird am ersten Tag des
sechsten Monats wirksam, der auf den Monat des
Eingangs der Notifikation folgt. Das Übereinkom-
men bleibt zwischen den anderen Staaten in Kraft.

Artikel 15

(1) Der Schweizerische Bundesrat notifiziert den
Mitgliedsstaaten der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen und jedem anderen Staat,
der diesem Übereinkommen beigetreten ist:

a) jede Hinterlegung einer Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunde;

b) jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens des Über-
einkommens;
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c) jede Erklärung über die räumliche Erstrek-
kung des Übereinkommens oder ihre Rück-
nahme sowie den Zeitpunkt, in dem sie wirk-
sam wird;

d) jede Kündigung des Übereinkommens und
der Zeitpunkt, zu dem sie wirksam wird;

e) jede Erklärung nach Artikel 3.

(2) Der Schweizerische Bundesrat setzt den
Generalsekretär der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen von jeder Notifikation
nach Absatz 1 in Kenntnis.

(3) Nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens übermittelt der Schweizerische Bundesrat
dem Generalsekretär der Vereinten Nationen eine
beglaubigte Abschrift zur Registrierung und Veröf-
fentlichung nach Artikel 102 der Charta der Ver-
einten Nationen.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig
befugten Unterzeichneten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

Geschehen zu Basel, am 3. September 1985 in
einer Urschrift in französischer Sprache, die im
Archiv des Schweizerischen Bundesrates hinterlegt
wird; eine beglaubigte Abschrift wird jedem Mit-
gliedsstaat der Internationalen Kommission für das
Zivilstandswesen und den beitretenden Staaten auf
diplomatischem Weg zugeleitet. Ferner wird eine
beglaubigte Abschrift dem Generalsekretär der
Internationalen Kommission für das Zivilstandswe-
sen übersandt.
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(Übersetzung)
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Die Eintragungen sind in lateinischen Druckbuchstaben vorzunehmen; sie können auch in den Buch-
staben der Sprache der ersuchenden Behörde vorgenommen werden.

Die Daten sind in arabischen Ziffern einzutragen, die nacheinander unter den Zeichen Jo, Mo und An den
Tag, den Monat und das Jahr angeben. Der Tag und der Monat sind durch eine zweistellige Zahl, das Jahr
vierstellig anzugeben. Die ersten 9 Tage des Monats und die ersten 9 Monate des Jahres sind in Zahlen von
01 bis 09 anzugeben.

Dem jeweiligen Ortsnamen folgt der Name des Staates, in dem der Ort liegt, soweit dieser Staat nicht der-
jenige ist, in dem das Formular ausgestellt wird.

Ist die ersuchende oder die ersuchte Behörde nicht in der Lage, ein Kästchen oder den Teil eines Kästchens
auszufüllen, so wird dieses Kästchen oder dieser Teil des Kästchens durchgestrichen, sodaß keine Ein-
tragung mehr möglich ist.

Alle Änderungen und Übersetzungen müssen zuvor von der Internationalen Kommission für das Zivil-
standswesen genehmigt werden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 27. Mai 1987 beim Schweizerischen Bundesrat hinterlegt; das Übereinkommen tritt
gemäß seinem Art. 10 Abs. 2 für Österreich am 1. August 1987 in Kraft.

Vranitzky


